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Landesvorstand des Gemeindetags für Nachbesserungen beim Sparpaket und den Erhalt der Gewerbesteuer 
Wer für soziale Aufgaben zuständig ist, muss sie auch bezahlen 
Abtsgmünd.    Angesichts der dramatischen Finanzlage der Städte und Gemeinden fordert der Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg Nachbesserungen beim Sparpaket der Bundesregierung und plädiert einstimmig für den Erhalt der Gewerbesteuer. Bei seiner heutigen Sitzung in Abtsgmünd begrüßte das höchste Gremium des Gemeindetags das Sparpaket zwar als ersten Schritt in die richtige Richtung. Die soziale Ausgewogenheit der Sparmaßnahmen sei aber ein Punkt, der weiter diskutiert werden müsse. „Jede gesellschaftliche Gruppe wird ihren Beitrag dazu leisten müssen, damit Bund, Länder und Kommunen nicht im Schuldensumpf versinken“, betont Roger Kehle, Präsident des Gemeindetags. 

Krippenplätze ausbauen – ja, Rechtsanspruch – nein

Besonders kritisch beurteilten die Vertreter der Städte und Gemeinden das im Sparpaket noch immer fehlende Bekenntnis des Bundes zum Ausbau der Kinderbetreuung für unter Dreijährige. „Die Kommunen stehen zu ihrem Wort und werden bis 2013 für 35 % der unter Dreijährigen Krippenplätze schaffen“, bekräftigt Roger Kehle. „Der danach angekündigte Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz ist jedoch ein ganz anderes Thema, über das wir mit Land und Bund dringend noch sprechen müssen, denn die Kommunen können den Rechtsanspruch finanziell schlicht nicht stemmen“, warnt der Verbandspräsident. 
Aufgabenzuständigkeit heißt auch finanzielle Verantwortung 
Der Landesvorstand des Gemeindetags begrüßt grundsätzlich die Entscheidung der Bundesregierung, die Soziallasten zu senken. Das Gremium bezieht aber gleichzeitig klar Stellung zu deren Finanzierung: Die staatliche Ebene, die für die sozialen Aufgaben zuständig ist, muss auch für die Kosten aufkommen. Verbesserungsbedarf  gibt es beispielsweise bei
· der  Beteiligung des Bundes an den Unterkunftskosten für Langzeitarbeitslose.  Diese sollten nicht zurückgefahren, sondern an die tatsächliche Kostenentwicklung angepasst werden. Sonst müssen die fehlenden Mittel wieder von den Kommunen aufgebracht werden. 

· den Kosten für die Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen. Noch kommen Städte und Gemeinden zum größten Teil dafür auf. Für diese gesamtgesellschaftliche Aufgabe fordern die Kommunen in einem ersten Schritt eine Bundesbeteiligung an den stark steigenden Kosten. Da das Risiko einer Behinderung – ebenso wie das der Pflegebedürftigkeit – ein allgemeines Lebensrisiko ist, sollte zur teilweisen Abdeckung dieses Risikos über einen Versicherungsschutz nachgedacht werden, der mit der Pflegeversicherung verbunden wird.
Gewerbesteuer ist das Lebenselixier für Städte und Gemeinden
Auf dem Vormarsch sieht der Gemeindetag vor dem Hintergrund der katastrophalen Finanzlage der Kommunen auch die Politikverdrossenheit der Bürger. Wenn vor Ort kein Geld mehr für das Notwendigste vorhanden ist, werden auch die Bürger nicht mehr bereit sein, an der lokalen Demokratie zu partizipieren und sich als „Lückenbüßer“ für die Allgemeinheit einzusetzen. Notwendig sei deshalb neben der Reduzierung der Ausgaben auch die Verbesserung der kommunalen Einnahmen. Der Landesvorstand des Gemeindetags spricht sich deutlich für die Gewerbesteuer als wichtigste Steuerquelle der Städte und Gemeinden aus. Stabilisiert werden müsse sie durch eine breitere Bemessungsgrundlage, vor allem durch die Einbeziehung von Selbständigen und Freiberuflern. „Die bisher vorliegenden Vorschläge für einen Ersatz der Gewerbesteuer überzeugen uns nicht. Wir brauchen keine Experimente mit ungewissem Ausgang, sondern eine vernünftige Stabilisierung unserer bewährten Einnahmequelle“, fasst Roger Kehle zusammen.
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